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Index

10/07 Verwaltungsgerichtshof;

23/04 Exekutionsordnung;

Norm

EO §290;
EO 82913;
VWGG 8§30 Abs2;

1.

EO § 290 heute

2. EO §290 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 86/2021
3. EO §290 gultig von 01.01.2012 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 139/2011
4. EO § 290 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 31/2003
5. EO § 290 gultig von 08.08.2001 bis 31.12.2003 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 103/2001
6. EO §290 gultig von 01.01.1995 bis 07.08.2001 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 624/1994
7. EO 8290 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
8. EO §290 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 799/1993
9. EO §290 gultig von 01.03.1992 bis 31.12.1993 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 628/1991
1. EO 8291a heute
2. EO §8291a giiltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 86/2021
3. EO § 291a gliltig von 01.01.2004 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 31/2003
4. EO § 29143 gultig von 01.01.2002 bis 31.12.2003 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 98/2001
5. EO §291a giiltig von 01.03.1992 bis 31.12.2001 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 628/1991
1. VWGG 8 30 heute
2. VwGG § 30 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
3. VwGG § 30 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
4. VwGG 8 30 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwWGG 8§ 30 gultig von 01.08.2004 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
6. VWGG § 30 gliltig von 05.01.1985 bis 31.07.2004

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat Uber den Antrag der E, vertreten durch Dr. H, Rechtsanwalt, der gegen des
unabhangigen Finanzsenates, Aullenstelle Feldkirch, vom 25. Februar 2013, ZI. RV/0384-F/12, betreffend
Einkommensteuer 2005 bis 2009 sowie Umsatzsteuer 2009 und 2010, erhobenen und zur hg. ZI. 2013/15/0190
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protokollierten Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst:
Spruch

Gemal? 8 30 Abs. 2 VwWGG wird dem Antrag nicht stattgegeben.Gemal Paragraph 30, Absatz 2, VwWGG wird dem Antrag
nicht stattgegeben.

Begriindung

Gemald 8 30 Abs. 2 VwWGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdefiihrers die aufschiebende
Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem zwingende 6ffentliche Interessen nicht entgegenstehen und nach
Abwagung aller beruhrten Interessen mit dem Vollzug des Bescheides fir den Beschwerdefihrer ein
unverhaltnismaliger Nachteil verbunden ware.GemaR Paragraph 30, Absatz 2, VWGG hat der Verwaltungsgerichtshof
auf Antrag des Beschwerdefuhrers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem zwingende
offentliche Interessen nicht entgegenstehen und nach Abwagung aller berUhrten Interessen mit dem Vollzug des
Bescheides fiir den Beschwerdeflhrer ein unverhaltnismaRiger Nachteil verbunden ware.

Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessensabwagung durchfihren zu kdénnen, ist es erforderlich, dass der
Beschwerdefiihrer schon in seinem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus
welchen tatsachlichen Umstanden sich der von ihm behauptete Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des
Falles die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.

Betrifft der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung - wie hier - einen Bescheid, mit dem der
Beschwerdefihrer zu einer Geldleistung verpflichtet wurde, so genlgt der Antragsteller dem Konkretisierungsgebot
nur dann, wenn er einerseits seine im Zeitpunkt der Antragstellung bezogenen Einklinfte sowie seine
Vermogensverhaltnisse (unter Einschluss seiner Schulden, aufgeschlisselt nach Art und AusmalRl) und andererseits,
soweit es sich um eine physische Person handelt, seine gesetzlichen Sorgepflichten durch konkrete, tunlichst
ziffernmaRige Angaben glaubhaft dartut (vgl. den Beschluss eines verstarkten Senates vom 25. Februar 1981,
Slg. Nr. 10.381/A).Betrifft der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung - wie hier - einen Bescheid, mit dem
der Beschwerdefihrer zu einer Geldleistung verpflichtet wurde, so genlgt der Antragsteller dem
Konkretisierungsgebot nur dann, wenn er einerseits seine im Zeitpunkt der Antragstellung bezogenen Einklinfte sowie
seine Vermdgensverhaltnisse (unter Einschluss seiner Schulden, aufgeschlisselt nach Art und AusmaB) und
andererseits, soweit es sich um eine physische Person handelt, seine gesetzlichen Sorgepflichten durch konkrete,
tunlichst ziffernmaRlige Angaben glaubhaft dartut vergleiche , den Beschluss eines verstarkten Senates vom
25. Februar 1981, Slg. Nr. 10.381/A).

Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung kommt - nach dem vorstehend Gesagten - nur zur Abwendung eines
unverhdltnismalligen Nachteils in Betracht. Ein Nachteil, der im Falle des Prozesserfolges vor dem
Verwaltungsgerichtshof ohne weiteres in Geld ausgeglichen werden kann, ist - vor dem Hintergrund der
Grundsatzentscheidung des Gesetzgebers, die einstweilige Vollstreckung von Bescheiden wahrend des
Beschwerdeverfahrens im Prinzip zuzulassen - nicht unverhaltnismagig.

Bei Abwagung der berUhrten Interessen fallt einerseits das Vollzugsinteresse der belangten Behdrde, ebenso aber
- was das Einkommen der antragstellenden Partei betrifft - der auf Grund der 8§ 290 ff, insbesondere § 291a EO,
ohnehin gewahrleistete Pfandungsschutz ("Existenzminimum") entscheidend ins Gewicht. Das Interesse der
forderungsberechtigten Partei, ihre Forderung zumindest durch eine zwangsweise Pfandrechtsbegriindung
sicherzustellen, liegt auf der Hand. Es kann andererseits § 30 Abs. 2 VWGG keine weiterreichende Schutzabsicht
entnommen werden, als in dieser Hinsicht durch die genannten exekutionsrechtlichen Bestimmungen ohnehin
gewahrleistet ist. Soweit daher die Forderung im Wege einer Forderungsexekution eingebracht oder sonst
exekutivpfandrechtlich sichergestellt werden konnte, lasst das Ergebnis der Interessensabwagung im Allgemeinen die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht zu.Bei Abwagung der berlhrten Interessen fallt einerseits das
Vollzugsinteresse der belangten Behdrde, ebenso aber - was das Einkommen der antragstellenden Partei betrifft - der
auf Grund der Paragraphen 290, ff, insbesondere Paragraph 291 a, EO, ohnehin gewahrleistete Pfandungsschutz
("Existenzminimum") entscheidend ins Gewicht. Das Interesse der forderungsberechtigten Partei, ihre Forderung
zumindest durch eine zwangsweise Pfandrechtsbegriindung sicherzustellen, liegt auf der Hand. Es kann andererseits
Paragraph 30, Absatz 2, VwWGG keine weiterreichende Schutzabsicht entnommen werden, als in dieser Hinsicht durch
die genannten exekutionsrechtlichen Bestimmungen ohnehin gewahrleistet ist. Soweit daher die Forderung im Wege



einer Forderungsexekution eingebracht oder sonst exekutivpfandrechtlich sichergestellt werden kénnte, lasst das
Ergebnis der Interessensabwagung im Allgemeinen die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht zu.

Sollte hingegen die Versteigerung von Fahrnissen oder Liegenschaften der antragstellenden Partei beantragt und
bewilligt werden, kame ohnehin eine - entsprechend bescheinigte - neuerliche Antragstellung auf Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung in Betracht. Ein tatsachlich nicht wieder gutzumachender Schaden ware namlich dann zu
beflrchten, wenn es im Verlauf eines Exekutionsverfahrens zu einer Versteigerung von Fahrnissen und damit zu
endglltigen Vermogensverlusten der beschwerdefihrenden Partei kdme. Da in diesem Stadium eines
Exekutionsverfahrens bei Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung die gerichtliche Exekution nicht eingestellt,
sondern nur aufgeschoben wirde, ware auch ein Verlust mittlerweile erworbener Pfandrechte der betreibenden Partei

nicht zu beftrchten.

Dem Antrag war daher derzeit keine Folge zu geben.
Wien, am 12. Juni 2013
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